
Berlin (AP) – In der Hoffnung auf Einspa-
rungen in Milliardenhöhe will die Koali-
tion den Bau und Betrieb öffentlicher In-
frastruktur verstärkt der Privatwirt-
schaft überlassen. Rot-Grün will sein Ge-
setz für Partnerschaften zwischen öffent-
licher Hand und privaten Investoren
noch vor der Sommerpause vorlegen, ver-
lautet aus Koalitionskreisen. Ziel sei, bü-
rokratische und steuerliche Hürden abzu-
schaffen. Straßen, Schulen, Gefängnisse,
Krankenhäuser Universitäten sowie die
kommunale Wasser- und Stromversor-
gung sollten immer in private Hände ge-
geben werden können, wenn dies günsti-
ger sei als eine rein staatliche Lösung.

SZ: Herr Absmeier, hätten Sie auch
den Erstflug der A 380 machen können?

Absmeier: Ja, ich darf die A 380 auch
fliegen. Jacques Rosay und Claude Le-
laie sind jedoch die erfahrensten Piloten,
die am längsten dabei sind. Deshalb wur-
den sie ausgewählt.

SZ: Gibt es überhaupt deutsche Testpi-
loten, die Erstflüge von Flugzeugen absol-
vieren?

Absmeier: Bei Erstflügen, die in Ham-
burg-Finkenwerder gemacht werden, sit-
zen in der Regel Deutsche am Steuer.
Das sind aber meist kleinere, im Ver-
gleich zur A 380 weniger spektakuläre
Flugzeuge.

SZ: Rosay und Lelaie haben ja den
A-380-Erstflug eher als Routine abgetan.
Worin liegt denn die Bedeutung eines sol-
chen Ereignisses?

Absmeier: Jeder Erstflug ist etwas
ganz neues. Sie können noch so viele Si-
mulationen machen. Nur wenn Sie flie-
gen, können Sie sehen, wie die Systeme
zusammenspielen.

SZ: Gibt es Risiken?
Absmeier: Die Zeiten, als echte Ab-

sturzrisiken bestanden, sind längst vor-

bei. Man hat inzwischen jahrzehntelange
Erfahrungen. Beim Erstflug geht es da-
rum, sich von einem unkritischen Punkt
in der Mitte des Spektrums nach unten
und oben vorzutasten. Dabei werten

dann Experten das Verhalten des Flugzeu-
ges beziehungsweise einzelner Teile aus.

SZ: Wie geht es jetzt weiter?
Absmeier: Jetzt müssen die Daten die-

ses Fluges ausgewertet werden. Da sind
ja etwa 25 000 Parameter aufgezeichnet
worden. Wenn das geschehen ist, dann
können die nächsten Flüge starten. Das
geht allerdings relativ schnell.

SZ: In Deutschland gibt es keine Test-
pilotenausbildung, in Großbritannien
oder Frankreich dagegen schon. Warum?

Absmeier: Das hat auch historische
Gründe, weil es Deutschland nach dem
Krieg zehn Jahre lang verboten war, eine
eigene Flugzeugindustrie zu haben. Heu-
te ist es so, dass Großbritannien und
Frankreich jedes Jahr sechs bis acht Test-
piloten ausbilden und so nach zehn Jah-
ren ein Reservoir von 60 bis 80 Piloten ha-
ben, auf das sie zurückgreifen können.

In Deutschland wird durchschnittlich
alle drei Jahre ein Testpilot zur Ausbil-
dung ins Ausland geschickt. Da hat man
dann halt nach zehn Jahren vielleicht ge-
rade mal drei bis vier solcher Piloten.
Ähnlich verhält es sich übrigens bei Test-
flugingenieuren. Da gibt es sogar nur
drei Deutsche, darunter Manfred Birn-
feld, der beim A-380-Erstflug dabei war.

SZ: Was bedeutet das?
Absmeier: Wir haben keine Lobby da-

für. Das ist ein Manko. Denn wer in der
Luftfahrtindustrie mitreden will, der
braucht auch Leute in diesem Bereich.

Interview: Gerhard Bläske

Die Karlsruher Bundesanwälte forder-
ten die Aufhebung sämtlicher Freisprü-
che, die nach der Hauptverhandlung im
Juli vergangenen Jahres durch das Düs-
seldorfer Landgericht ergangen waren,
berichtet der „Spiegel“. Sie hielten einer
„rechtlichen Prüfung nicht stand“.

Bereits im April war bekannt gewor-
den, dass Generalbundesanwalt Nehm
beim Bundesgerichtshof (BGH) die Auf-
hebung der Freisprüche im Fall Mannes-
mann fordert. Die Bundesanwaltschaft
hatte sich der Revision der Düsseldorfer
Staatsanwaltschaft angeschlossen. Dem
zuständigen 3. BGH-Strafsenat waren
„verschiedene sachlich-rechtliche Ein-
wände“ gegen das Urteil des Land-
gerichts Düsseldorf vom vergangenen
Juli unterbreitet worden. Die Entschei-
dung des BGH wird noch in diesem Jahr
erwartet.

In ihrer Begründung zur Unterstüt-
zung des Revisionsverfahrens gegen Ex-
Mannesmann-Chef Klaus Esser sowie
die früheren Aufsichtsräte Joachim
Funk, Deutsche-Bank-Chef Josef Acker-
mann und Ex-IG-Metall- Chef Klaus
Zwickel üben die Bundesanwälte dem
„Spiegel“ zufolge harsche Kritik an dem
Urteil. So manches darin werde „nicht
tragfähig begründet“ oder provoziere
„durchgreifende Bedenken“. Außerdem
bestünden „beachtliche Mängel“ in der
Beweiswürdigung. All das habe zu „Fest-
stellungen, die mitunter schwer verein-
bar, bisweilen sogar widersprüchlich“
seien, geführt.

„Durchaus Untreue“
Das Nachrichtenmagazin berichtet,

die Ankläger sähen beachtliche Mängel
und Widersprüche in der Beweiswürdi-
gung des Düsseldorfer Landgerichts, die
zu den Freisprüchen geführt habe. Statt
einer Gesamteinordnung hätte es die zu-
ständige Kammer des Landgerichts bei
einer ausschnittsweisen Betrachtung be-
lassen.

Laut „Spiegel“ kommen die Karlsru-
her Bundesanwälte zu dem Schluss, dass
es sich bei den umstrittenen Prämienzah-

lungen von insgesamt rund 60 Millionen
Euro um strafrechtlich relevante Tatbe-
stände handle. Die Geldzahlungen seien
allein „im Interesse der Zahlungsempfän-
ger“ begründet gewesen. Außerdem hät-
ten die Angeklagten in dem klaren Be-
wusstsein gehandelt, dass Mannesmann
nicht zur Zahlung von Prämien verpflich-
tet gewesen sei. Damit hätten die Ange-
klagten ihre „Vermögensbetreuungs-
pflicht“ so gravierend verletzt, dass der
Tatbestand der Untreue durchaus erfüllt
sei.

Das Düsseldorfer Landgericht hatte
Josef Ackermann, Klaus Zwickel, Klaus
Esser und Joachim Funk sowie zwei wei-
tere Angeklagte vom Vorwurf der Un-
treue freigesprochen. Die Strafverfolger
hatten dagegen an ihrer Auffassung fest-
gehalten, dass die Zahlung von „Aner-
kennungsprämien“ und „Pensionsabfin-
dungen“ in Höhe von rund 60 Millionen
Euro das Unternehmen und dessen Aktio-
näre geschädigt habe. Das Geld war
nach der Übernahme des Mannesmann-
Konzerns durch seinen britischen Kon-
kurrenten Vodafone geflossen. Die
Staatsanwaltschaft hatte im Prozess bis
zu dreijährige Haftstrafen ohne Bewäh-
rung gefordert.

Private Gefängnisse

München (ddp) – Der Markenverband
geht gerichtlich gegen die Preisfestset-
zung des Einzelhandels vor. Hauptge-
schäftsführer Horst Prießnitz sagte dem
Focus, seine Organisation führe einen
entsprechenden Musterprozess vor dem
Bundesgerichtshof gegen die Drogerie-
markt-Kette Müller. Es sei „ein wettbe-
werbsrechtlicher Skandal“, dass Anbie-
ter wie Müller selbstständig die Endprei-
se der Markenartikel und zugleich auch
der eigenen Handelsmarken festlegen
dürften. „Damit ist der Kunde des Mar-
kenartiklers zugleich sein Wettbewerber
und kann mit den Abgabepreisen jonglie-
ren wie es ihm beliebt“, so Prießnitz.

Bern (AP) – Die Schweiz unterstützt die
Kandidatur des ehemaligen EU-Handels-
kommissars Pascal Lamy für die Leitung
der Welthandelsorganisation (WTO) mit
Vorbehalten. „Wir trauen Herrn Lamy
zu, diese Organisation wirkungsvoll zu
führen“, sagte Volkswirtschaftsminister
Joseph Deiss dem Tages-Anzeiger. Lamy
habe die Unterstützung der Schweiz, vo-
rausgesetzt, er erhalte als Kandidat des
Nordens auch die Zustimmung des Sü-
dens. Der Franzose stößt bei den 148 Mit-
gliedstaaten der WTO auf die größte Zu-
stimmung unter den Bewerbern. Er hat
auch die Unterstützung der USA.

Bielefeld (AFP) – Die Deutsche Bahn AG
will in den kommenden Jahren die Zahl
der Mini-Supermärkte an Bahnhöfen be-
trächtlich erhöhen. Künftig soll der Ser-
vice in 800 kleineren und mittleren Bahn-
höfen angeboten werden, sagte ein Bahn-
sprecher dem Bielefelder Westfalen-
Blatt. In DB Service Stores können Rei-
sende und Anwohner neben Fahrkarten
auch Zeitungen, Tabakwaren, Artikel
wie Zahnbürsten und einen Imbiss erhal-
ten. Bundesweit gebe es bereits mehr als
hundert dieser modernen Tante-Emma-
Läden an Standorten mit täglich mindes-
tens 2500 Reisenden und Besuchern.

Wenn Sie als fühlender Mensch im
Straßencafé sitzen und jemand auf

Sie zukommt und Sie fragt, auf welche
Backe Sie eine Ohrfeige haben wollen,
wählen Sie dann? Vermutlich nicht, son-
dern Sie weisen die Wahl zurück. Wenn
Sie als denkender Mensch in demselben
Café die Zeitung aufschlagen und wäh-
len sollen, ob das Kapital oder die Ge-
werkschaften die wahre Plage in diesem
Land sind, wählen Sie dann? Viele tun es
leider. Franz Müntefering ist, wie viele
andere Politiker, ein schönes Beispiel da-
für, wichtige Fragestellungen immer auf
eine solche Weise zum Thema zu machen,
dass sie unlösbar werden. Er nutzt fal-
sche, unfruchtbare Alternativen.

Das Beispiel mit den Heuschrecken ist
eines, die Metapher mit den starken und
schwachen Schultern ein anderes. In bei-
den Fällen gibt es Täter und Opfer, gut
und böse, Personen, die sich ändern müs-
sen und solche, die so bleiben dürfen, wie
sie sind. Ist diese Spaltung erst einmal
gesetzt, geraten die sachlichen Fragen so-
fort in den Hintergrund, weil reflexartig
Verteidigung, Rechtfertigung und Gegen-
anklage einsetzen. Dieses Muster lässt
sich in vielen Managementrunden in ähn-
licher Weise finden.

Erst werden unsinnige Alternativen
aufgebaut, dann wird versucht, eine Ent-
scheidung zu finden: Sollen wir uns am
Kunden orientieren oder effiziente Ab-
läufe einhalten? Sollen wir das Ziel an-
ordnen oder demokratisch zu Tode disku-
tieren? Wollen wir Qualität haben oder
Kosten sparen? Sollen wir uns dem Chef
anpassen oder sollen wir ihn bekämpfen?
In all diesen Fällen wird versucht, ein
zweiseitiges Problem einseitig zu lösen.

Das geht prinzipiell nicht: Der Mann
geht ins Wirtshaus, die Frau nörgelt. Wa-
rum nörgelt die Frau? Weil der Mann ins
Wirtshaus geht! Warum geht der Mann
ins Wirtshaus? Weil die Frau nörgelt!
Wer hat Schuld? Oder Beispiel Müntefe-
ring & Co.: Starke Schultern wollen, dass
Leistung sich lohnt, schwache Schultern
wollen mehr Abgaben für die Starken.

Warum wollen die Starken, dass Leis-
tung sich lohnt? Weil sie mehr Abgaben
als ungerecht empfinden! Warum wollen
die Schwachen mehr Abgaben? Weil sie
die Einkommen der Starken als unge-
recht empfinden! Dabei sollte doch je-
dem klar sein, dass es in beiden Lagern
Ungerechte gibt: Bei den
„Starken“ verdienen eini-
ge ohne Leistung viel und
bei den „Schwachen“ bekommen
einige unverdientermaßen mehr als sie
bräuchten. Wenn ein Problem so konstru-
iert wird, dass die eine Seite ihr Verhal-
ten mit dem Verhalten der anderen Seite
begründet, kann es keine Lösung mehr
geben. Dann geht der Kampf immer
darum, dass die andere Seite sich än-
dert und es nur schwarz oder weiß

gibt. So appelliert die Wirtschaft an die
Gewerkschaften, sich zu ändern, und die
Gewerkschaften wollen die Manager zur
Einsicht bringen. Es ist erstaunlich, wa-
rum ein solcher Unsinn mit solcher In-
brunst gepflegt wird.

Die Botschaft ist immer die Gleiche:
Wir sind diejenigen, die unter den ande-
ren leiden. Wir können nicht so sein, weil
die anderen so sind. Solange die anderen
so sind, müssen wir auch so sein. Das ent-
lastet, das erlaubt andere zu beschuldi-
gen und sich selbst im Recht zu sehen.
Das ergibt einfache Welten und ver-
spricht einfache Lösungen. Das Ender-
gebnis ist die Vernichtung von Verant-
wortung und ein Ende des Dialogs.

Gute Manager wissen es: Eine Lösung
zeichnet sich dadurch aus, dass alle Betei-
ligten etwas beitragen müssen. Anklä-
ger, die selbst so bleiben wollen, wie sie
sind, werden in gut geführten Teams und
Unternehmen systematisch aussortiert.
Analysten, die gut und böse definieren,
werden in gut geführten Unternehmen
gedanklich nicht ernst genommen. Reale
Welt und einfache Lösungen vertragen
sich nicht. Gute Manager wissen nicht
zuletzt: Wer andere ändern möchte, der
setzt sich an den kürzeren Hebel.

Wie wäre es, wenn die Gewerkschafter
die Gewerkschafter ändern und die Ma-
nager die Manager? In diesem Fall ging
die Auseinandersetzung entlang der Bin-
nenstrukturen der jeweiligen Systeme.
Aus äußeren Konflikten zwischen Syste-
men würden innere Konflikte innerhalb
der Systeme. Wer keine äußeren Feinde
hat, bekommt es mit sich selbst zu tun.

Unfruchtbare denkerische Alternati-
ven wie die zwischen Arbeit und Kapital
festigen Gräben. Wer solche Unterschei-
dungen benutzt, muss wissen, dass er
wahrscheinlich das hervorruft, was er be-
klagt: Verhärtete Fronten, egomanische
Interessenkämpfe, Aufbau von Feindbil-
dern, Stagnation statt Wandel. Der
Fluch von Spaltungen wirkt lange und fa-
tal nach. Dennoch ist das Top-Manage-
ment frei, sich dem Sog der Gegenatta-
cke zu entziehen und souverän in den ei-
genen Reihen die notwendige Auseinan-
dersetzung über die Kriterien des Er-
folgs, Rückgrat gegenüber den Erwartun-
gen der Finanzmärkte und den Erhalt ei-
ner solidarischen Arbeitnehmerschaft zu

führen. Keiner kann sagen, hier
drohte keine Gefahr. Aber die
mangelnde Auseinanderset-
zung und Streitkultur im Ma-
nagement signalisiert zu
Recht Unglaubwürdigkeit
nach außen.

Der Autor ist Geschäftsfüh-
rer der Beratungsfirma Ei-
denschink&Partner und
von Hephaistos, Coaching-
Zentrum in München.

ker. Dresden – Mit jährlichen Ausgaben
von 360 Millionen Euro für die Prozess-
kostenhilfe und von 4,30 Euro pro Kopf
der Bevölkerung liegt Deutschland im eu-
ropäischen Mittelfeld. Das berichtete
Rechtsanwalt Benno Heussen aus Berlin
bei der Schlussveranstaltung des 56.
Deutschen Anwaltstages in Dresden. An
der Spitze liege England mit 49 Euro pro
Kopf vor Liechtenstein mit 32, am Ende
fänden sich Schweden mit 2,1 Euro und
Österreich mit drei Euro. Heussen wies
darauf hin, dass in Deutschland die Ein-
nahmen der Zivilgerichte höher seien als
die Ausgaben. Mit dem Überschuss wer-
de zwar die übrige Justiz subventioniert,
aber die Ausgaben für die Gefängnisse
„fressen das wieder auf“, sagte er.

Heussen schilderte in einem Beitrag
zur Veranstaltung „Anwaltschaft – mehr
als bloßer Dienstleister“ deutsche Beson-
derheiten des Zugangs zum Recht. Dazu

zählten die hohen Prämienzahlungen an
Rechtsschutzversicherungen von jähr-
lich 2,75 Milliarden Euro und das Verbot
von Erfolgshonoraren. Das Geschäft-
sprinzip „no win, no fee“ („Ohne Erfolg
keine Gebühr“) im Verhältnis zwischen
Anwälten und Mandanten sei weltweit
nur in Deutschland und in Belgien verbo-
ten, sagte Heussen. Er halte dieses Ver-
bot ebenso wie der Berufsrechts-Experte
Michael Kleine-Cosack für verfassungs-
rechtlich nicht haltbar.

Der Zugang zum Recht sei in Deutsch-
land außerordentlich vielfältig und erfol-
ge häufig schon jetzt ohne Anwälte, sagte
Heussen. So komme etwa den Ombuds-
leuten in den Bereichen Medizin und Ver-
sicherungen eine erhebliche Bedeutung
zu. Eine wichtige Rolle spielten zahlrei-
che Verbände wie Verbraucherschutzzen-
tralen, Mietervereine oder Gewerkschaf-
ten sowie beispielsweise Rechtsantrags-

stellen. Heussen trennt in seiner Darstel-
lung ausdrücklich zwischen dem bloßen
Rechtsrat, also der Information über
Recht, und der Durchsetzung rechtlicher
Interessen. Der Unterschied käme auch
in den Tarifen von Verbänden zum Aus-
druck, bei denen die Rechtsdurchset-
zung im Allgemeinen doppelt so teuer sei
wie die Rechtsberatung.

Heussen kam zu dem Schluss, dass die
vom Bundesjustizministerium geplante
Liberalisierung des Marktes „das abbil-
den wird, was wir haben“. Er kündigte
aber weiteren Widerstand der Anwalt-
schaft gegen den Referentenentwurf für
ein Rechtsdienstleistungsgesetz an.
Nach ihm kritisierte Rechtsanwalt Wolf-
gang Ewer (Kiel) den „Generalangriff
der EU gegen alles, was reguliert ist oder
reguliert zu sein scheint“. Insbesondere
die freien Berufe seien einem „heftigen
Sturm aus Brüssel“ ausgesetzt.

(SZ) Wolfgang Absmeier ist einer von nur
fünf deutschen Testpiloten bei Airbus.
Mangels Ausbildungsmöglichkeiten hierzu-
lande hat der 45jährige Bayer seine Ausbil-
dung vor einigen Jahren im südfranzösi-
schen Testzentrum von Istres bei Marseille
absolviert. Vorher war er bei der Luftwaffe
und dann Pilot bei einer Fluggesellschaft.

Hamburg/Düsseldorf (dpa/Reuters) – Ge-
neralbundesanwalt Kay Nehm hat die Frei-
sprüche aller Angeklagten im Mannes-
mann-Verfahren nach einem Bericht des
Nachrichtenmagazins Spiegel über eine
bisher unveröffentlichten, 55 Seiten langen
Stellungnahme in ungewöhnlich scharfer
Form kritisiert.

So schnell kann es gehen: Vor einem
Jahr noch leckten die meisten euro-
päischen Telefongesellschaften ihre

Wunden aus den Boomzeiten, als sie viele
Milliarden Euro für UMTS-Lizenzen
und Akquisitionen verprassten. Der Ge-
danke an weitere Zukäufe lag ihnen fern.

Doch heute rollt schon die nächste
Übernahmewelle – leiser, billiger und we-
niger spektakulär als so manche der frü-
heren, manchmal auch geplatzten Mam-
mutfusionen; aus kaufmännischer Sicht
vermutlich auch oft deutlich klüger. Die
Objekte der Begierde sind heute vor al-
lem Firmen in Mittel- und Osteuro-
pa.Christian Terfloth, Partner bei der Be-
ratungsfirma Diamondcluster, spricht
von einem Goldrausch. Alleine in den ver-
gangenen Wochen gin-
gen vier größere
Transaktionen über
die Bühne. France Te-
lecom hat angekün-
digt, dass es seine Be-
teiligung am rumäni-
schen Mobilfunkbe-
treiber Orange Ro-
mania auf gut 96 Pro-
zent ausbaut; für die
fehlenden 23 Prozent legt es 523 Millio-
nen Dollar hin. Vodafone schnappte sich
79 Prozent des Konkurrenten Mobifon,
womit es nun 99 Prozent der rumäni-
schen Firma besitzt. Gleichzeitig bekam
es vom selben Verkäufer noch Oskar, die
Nummer drei am tschechischen Mobil-
funkmarkt, mit. Kostenpunkt: insgesamt
3,5 Milliarden Dollar in bar sowie die
Übernahme von Schulden in Höhe von
0,9 Milliarden Dollar.

Um die Mehrheit an der bislang staatli-
chen Cesky Telecom gab es sogar ein re-
gelrechtes Hauen und Stechen. Sieger ist
der spanische Ex-Monopolist Telefonica,
dem 51 Prozent an der tschechischen
Festnetz- und Mobilfunkfirma etwa 2,75
Milliarden Euro wert waren. Auch
France Telecom, Belgacom und Swiss-
com hatten mitgeboten.

Telekom Austria schließlich verleibt
sich für 1,6 Milliarden Euro die bulgari-
sche MobilTel ein.Sie alle treibt die Hoff-
nung auf hohes Wachstum. Über kurz
oder lang droht die Marktsättigung in
Westeuropa; die meisten Menschen ha-
ben hier schon längst ein Handy. Das gel-
te zwar auch für die Tschechen, sagt
Bernd Scheed von Diamondcluster, aber
in vielen anderen Ländern Mittel- und
Osteuropas besäßen erst 30 bis 50 Pro-
zent der Bevölkerung ein Mobiltelefon.

Vor allem nutzten sie es vergleichswei-
se wenig – noch: „Angesichts der wirt-
schaftlichen Dynamik und der steigen-
den Einkommen werden die monatlichen
Umsätze schnell wachsen“, glaubt der
Berater: „Vor allem weiter östlich ist

noch enormes Potenzial. Da geht die Post
ab.“ Derzeit gingen die Firmen-Aufkäu-
fer aber lieber auf Nummer sicher und
konzentrierten sich auf die EU-Beitritts-
länder.

Ein wenig erinnert die neue Liebe zum
Osten an das alte Phänomen der Schwei-
nezyklen: Zuerst schwelgte die europäi-
sche Telekommunikationsbranche im
Übernahmerausch und zahlte exorbitan-
te Summen, dann verlor sie das Interesse
fast ganz. Wer sich vor zwei Jahren in
weiser Voraussicht eine Tochter in Ost-
europa zulegte, bekam sie zum Discount-
preis.

Doch auch diese Zeiten sind vorbei.
Seit die Großen Westeuropas im Kollek-
tiv den Rest des Kontinents entdeckt ha-

ben, sind die Markt-
preise wieder kräftig
gestiegen. Realistisch
seien sie aber immer
noch, meint Scheed.

Nur Telefonica,
das offenbar die
Angst gepackt habe,
nicht dabei zu sein,
habe vielleicht zu viel
bezahlt – und unüber-

legt investiert. Schließlich hätten die
Spanier weder andere Töchter in der Re-
gion noch Erfahrungen mit Markt und
Kultur dort. Ganz anders dagegen Fir-
men wie Vodafone: Zum weltumspannen-
den Netz der Briten gehören auch heute
schon Mobilfunkbetreiber in Ungarn, Al-
banien und Rumänien.

Doch das macht sie noch lange nicht
zum Platzhirsch im Osten. Die Ehre ge-
bührt der deutschen T-Mobile, die die
neuen Märkte schon lange vor dem jetzi-
gen Goldrausch entdeckt hatte. Heute ha-
ben die Deutschen Beteiligungen in Kroa-
tien und Ungarn, in der Slowakei und
Tschechien, in Polen und Russland; au-
ßerdem sind sie über ihre Töchter noch in
weiteren Ländern präsent.

Das Geld ist gut angelegt: aus rein fi-
nanzieller Sicht weit besser als bei den
teuren Investments etwa in Großbritan-
nien oder den USA. Die oft günstig erwor-
benen Ableger im Osten werfen ansehnli-
che Renditen ab. Seit das auch die ande-
ren großen Telefonkonzerne mitgekriegt
haben, sind wahre Schnäppchen rar ge-
worden.

Doch interessante und vermutlich be-
zahlbare Übernahmekandidaten gibt es
immer noch, vor allem in der früheren
Sowjetunion. Noch hält sich der An-
sturm dorthin allerdings in Grenzen. Zu
Recht? Es erfordere schon einigen Mut,
dortige Firmen zu übernehmen, sagt Ter-
floth: „Tschechien, Polen oder Slowe-
nien sind die sicherere Wahl - aber mehr
lohnen würde sich vermutlich ein Ein-
kauf weiter im Osten.“ Antonie Bauer

Oldenburg/Büsum (dpa) – Die Krabbenfi-
scher an der Nordseeküste dürfen zur
Preisstabilisierung ihre Fangmengen ab-
sprechen. Das niedersächsische Land-
wirtschaftsministerium habe die im ver-
gangenen Herbst gegründete „Europäi-
sche Vereinigung der Krabbenfischer-
Erzeugerorganisationen“ anerkannt, teil-
ten die Erzeugergemeinschaften im We-

ser-Ems-Gebiet und in Schleswig-Hol-
stein mit. Sie hätten nun die Möglichkeit,
die angelandeten Mengen so zu begren-
zen, dass der Preis nicht so tief wie in den
Vorjahren falle und die Ressourcen sinn-
voll geschont werden. Foto: dpa

os. Berlin (Eigener Bericht) – Schon 1981
will der Elektrokonzern AEG-Tele-
funken AG, Berlin/Frankfurt, schwarze
Zahlen schreiben. Das bekräftigte erneut
der Vorstandsvorsitzende Heinz Dürr.
Durch Auflösung von Rücklagen und
einen scharfen Kapitalschnitt hat der
Konzern 1979 1,26 Mrd. DM Verluste
getilgt. Heuer ist mit einem weiteren
Fehlbetrag von 100 bis 200 Mill. DM zu
rechnen. SZ vom 9. Mai 1980

Die Geschichte von AEG reicht bis ins
vorletzte Jahrhundert zurück. Im Jahr
1883 gründete Emil Rathenau die Deut-
sche Edison-Gesellschaft für angewandte
Elektricität, 1887 nahm die Firma den
Namen Allgemeine Elektrizitäts-Gesell-
schaft, kurz AEG, an. In der Folgezeit
erstreckte sich das Tätigkeitsfeld der
Gesellschaft auf nahezu alle Bereiche der
Starkstromtechnik, von elektrischer Be-
leuchtung bis hin zu elektrischen Bahnen.
Diese Tätigkeit verfolgte das Unterneh-
men fast einhundert Jahre, ehe AEG 1985
von Daimler-Benz übernommen wurde.
1995 wurde das Unternehmen aufgespal-
tet, der Schienenfahrzeugbereich ging an
die Daimler-Tochter Adtranz, die Elektro-
geräte wurden an Lizenznehmer ver-
kauft. 2004 gingen die Namensrechte an
die Electrolux-Gruppe.  jhm

Rechtsanwälte fordern das Erfolgshonorar
Deutschland gibt für Prozesskostenhilfe 4,30 Euro pro Einwohner aus

„Deutschland braucht mehr Testpiloten“
Wer in der Luftfahrt mitreden will, muss auch in der Erprobungsphase präsent sein

Generalbundesanwalt zum Mannesmann-Urteil:

Freisprüche halten Prüfung nicht stand
Bundesgerichtshof will noch in diesem Jahr über die Revision entscheiden

Der A380 wurde von französischen
Testpiloten geflogen – Deutschland bil-
det kaum welche aus. Foto: dpa

Goldrausch im Osten
Europas Telefonkonzerne gehen wieder auf Einkaufstour

Marken gegen Müller

Schweiz unterstützt Lamy

Fangmengen absprechen

800 Bahnhofs-Märkte

SZ-Management

Zum Beispiel Heuschrecken
Von Klaus Eidenschink

VOR 25 JAHREN

AEG: Schon für 1981
schwarze Zahlen
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Victory-Zeichen verfrüht? Der Generalbundesanwalt geht gegen die Freisprüche im Mannesmann-Prozess vor, bei dem
auch Deutsche Bank-Chef Josef Ackermann (rechts) und Ex-Mannesmann-Chef Klaus Esser angeklagt waren. Foto: AP

Es erfordert
schon einigen Mut,
ein Unternehmen

in Russland
zu übernehmen.


